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1. Zweck und Anwendungsbereich 

Die vorliegenden Richtlinien regeln die Voraussetzungen, Kriterien und das Verfahren des Rückgriffs 

(Regresses) des Kantons Solothurn gegenüber der Täterschaft im Zusammenhang mit der Ausrichtung 

von Leistungen nach dem Opferhilfegesetz (OHG). Sie konkretisieren insbesondere:  

• die gesetzliche Grundlage, auf welcher der Fachbereich Opferhilfe über die Geltendmachung 

eines Regresses entscheidet;  

• die Kriterien, nach denen ein Regress durchgeführt, vorübergehend ausgesetzt oder auf ihn 

verzichtet wird;  

• das konkrete Vorgehen bei der Durchsetzung von Regressforderungen.  

Die Richtlinien dienen sowohl als verbindliche Handlungsanleitung für die Mitarbeitenden des Fach-

bereichs Opferhilfe als auch als Orientierungshilfe für involvierte Fachpersonen und betroffene Perso-

nen.  

2. Rechtsgrundlagen 

Die vorliegenden Richtlinien stützen sich insbesondere auf die folgenden gesetzlichen und regulatori-

schen Bestimmungen:  

• das Gesetz über die Hilfe an Opfer von Straftaten vom 23. März 2007 (Opferhilfegesetz, OHG; 

SR 312.5);  

• die Verordnung über die Hilfe an Opfer von Straftaten vom 27. Februar 2008 (Opferhilfever-

ordnung, OHV; SR 312.51);  

• die interkantonalen Empfehlungen der Schweizerischen Verbindungsstellenkonferenz Opfer-

hilfegesetz (SVK-OHG; Empfehlungen SVK-OHG);  

• das Sozialgesetz vom 31. Januar 2007 (SG; BGS 831.1); 

• die Sozialverordnung vom 29. Oktober 2007 (SV; BGS 831.2).  

Diese Bestimmungen bilden die rechtliche Grundlage für die Entscheidung über die Geltendmachung 

von Regressansprüchen und die Durchführung des entsprechenden Verfahrens durch den Fachbereich 

Opferhilfe.  

https://www.sodk.ch/de/fachkonferenzen/svk-ohg/opferhilfe-empfehlungen/
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3. Inhalt 

Der geschädigten Person stehen als Opfer einer Straftat zivilrechtliche Haftpflichtansprüche gegenüber 

der schädigenden Person (Täterschaft) gemäss Art. 41 ff. OR zu. Die Leistungen der Opferhilfe werden 

gemäss Art. 4 OHG subsidiär gewährt. Der Staat tritt demnach ein, wenn die Täterschaft oder allenfalls 

weitere haftpflichtige Dritte den dem Opfer zugefügten Schaden nicht oder nicht vollständig ersetzen 

können oder werden. Der Fachbereich Opferhilfe erbringt Leistungen grundsätzlich erst, wenn der 

Schaden nicht durch die Täterschaft oder Dritte gedeckt ist.  

Erbringt der Fachbereich Opferhilfe Leistungen anstelle der Täterschaft, stellt sich die Frage des Rück-

griffs auf die Täterschaft.  

3.1. Genugtuung und Entschädigung (Art. 18 ff OHG, Art. 5 OHV)  

Erbringt der Fachbereich Opferhilfe eine Entschädigung gemäss Art. 19 ff OHG) und/oder eine Genug-

tuung gemäss Art. 22 ff OHG, geht der entsprechende Haftpflichtanspruch des Opfers von Gesetzes 

wegen in Höhe der erbrachten Leistung auf den Kanton über (Art. 7 OHG).  

Eine ausdrückliche Abtretung der zivilrechtlichen Ansprüche durch das Opfer ist in diesem Fall nicht 

erforderlich. Der Fachbereich Opferhilfe ist berechtigt, die Forderung unmittelbar gegenüber der Tä-

terschaft geltend zu machen.  

3.2. Entschädigungsvorschuss  (Art. 21 OHG, Art. 7 OHV) 

Die Ausrichtung eines Entschädigungsvorschusses stellt einen provisorischen Entscheid dar. Vorschuss-

leistungen auf Entschädigungen führen daher nicht automatische zu einem Übergang der Ansprüche 

auf den Kanton.  

Wird das definitive Entschädigungsgesuch abgewiesen oder nur teilweise gutgeheissen, hat der Fach-

bereich Opferhilfe den zu viel ausgerichteten Vorschuss vom Opfer zurückzufordern. Ein Regress ge-

genüber der Täterschaft ist in diesem Fall nur zulässig, wenn das Opfer seine Ansprüche ausdrücklich 

an den Kanton abtritt. 

4. Zuständigkeit 

Für die Bearbeitung und Durchsetzung von Regressansprüchen nach dem Opferhilfegesetz ist das Amt 

für Gesellschaft und Soziales , Fachbereich Opferhilfe  zuständig. Der Fachbereich ist verantwort-

lich für die Prüfung der Regressfähigkeit, die Einleitung und Durchführung des Regressverfahrens so-

wie die Koordination der involvierten Fachstellen.  

Kontaktdaten:  

Amt für Gesellschaft und Soziales 

Fachbereich Opferhilfe 

Ambassadorenhof / Riedholzplatz 3 

4509 Solothurn  

Telefon: 032 627 23 11 

E-Mail: fachbereich-opferhilfe@ddi.so.ch 

Web: so.ch/opferhilfe 

5. Geltendmachung der Regressforderung gegenüber der Täterschaft  

5.1. Grundsatz 

Der Fachbereich Opferhilfe verfolgt den Grundsatz, dass gegenüber sämtlichen Täterinnen und Tätern 

Regress genommen wird, soweit an deren Stelle eine Entschädigung oder Genugtuung ausgerichtet 

wurde.   

Die Leistungen der Opferhilfe dienen der Milderung des erlittenen Leids des Opfers und dürfen nicht 

zu einer faktischen Entlastung der Täterschaft führen. Vorbehalten bleiben sachlich begründete Re-

gressverzichte (vgl. Kapitel 5.3). 

 

mailto:fachbereich-opferhilfe@ddi.so.ch
https://so.ch/verwaltung/departement-des-innern/amt-fuer-gesellschaft-und-soziales/gewalt-und-schutz/opferhilfe/
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Die auf den Kanton übergegangenen Ansprüche haben Vorrang vor den verbleibenden Ansprüchen 

des Opfers gegenüber der Täterschaft und vor Rückgriffsansprüchen Dritter (vgl. Art. 7 Abs. 2 OHG).  

5.2. Erfordernis  eines  Rechtsöffnungstitels  

Zur Durchsetzung einer Regressforderung ist in der Regel ein Rechtsöffnungstitel erforderlich. Ein sol-

cher liegt insbesondere vor bei:  

• einem strafrechtlichen Urteil mit Verpflichtung zur Zahlung von Schadenersatz und/oder Ge-

nugtuung (definitiver Rechtsöffnungstitel),  

• einem zivilgerichtlichen Urteil,  

• einer schriftlichen Schuldanerkennung oder einem Vergleich (provisorischer Rechtsöffnungsti-

tel). 

Wurde kein Strafverfahren durchgeführt, eingestellt oder erfolgte lediglich auf den Zivilweg verwie-

sen, besteht in der Regel kein durchsetzbarer Rechtsöffnungstitel. In solchen Fällen sind die Erfolgsaus-

sichten eines Regresses gering.   

5.3. Regressverzicht  

Gemäss Art. 7 Abs. 3 OHG ist auf einen Regress gegenüber der Täterschaft zu verzichten, wenn dadurch 

schützenswerte Interessen des Opfers oder seiner Angehörigen beeinträchtigt würden oder wenn die 

soziale Wiedereingliederung der Täterschaft gefährdet wäre. Der Regressverzicht kann endgültig oder 

vorläufig (Vertagung) erfolgen. Zudem kann aus Gründen der Verhältnismässigkeit von der Geltend-

machung des Regresses abgesehen werden, insbesondere wenn der administrative Aufwand in keinem 

angemessenen Verhältnis zum mutmasslichen Ertrag steht.  

Ein Verzicht oder eine Vertagung ist insbesondere in folgenden Fällen angezeigt:  

• Unbekannter Aufenthaltsort der Täterschaft:  Ist der Aufenthaltsort unbekannt und kann 

dieser mit angemessenem Aufwand (insbesondere durch Abklärungen bei der Einwohnerkon-

trolle, beim Straf- und Massnahmenvollzug oder bei der Verteidigung) nicht ermittelt werden, 

ist der Regress vorläufig auszusetzen. Das Regressdossier ist während maximal fünf Jahren pe-

riodisch zu prüfen. Bleibt der Aufenthaltsort weiterhin unbekannt, ist die Forderung abzu-

schreiben.  

• Wohnsitz der Täterschaft im Aus land: Bei Wohnsitz im Ausland sind die Erfolgsaussichten 

eines Regresses in der Regel gering. In begründeten Einzelfällen kann schriftlich Kontakt auf-

genommen und eine freiwillige Ratenzahlung vereinbart werden. Andernfalls ist auf den Re-

gress zu verzichten.  

• Schlechte finanzielle Verhältnisse der Täterschaft : Bei dauerhaft prekären finanziellen 

Verhältnissen kann nach sorgfältiger Einzelfallprüfung vorläufig auf einen Regress verzichtet 

werden. Zur Beurteilung werden Stellungnahmen relevanter Fachstellen eingeholt (Bewäh-

rungshilfe, Straf- und Massnahmenvollzug, Sozialhilfe) Das Dossier ist mindestens fünf Jahre 

offen zu halten und bei veränderten Verhältnissen erneut zu prüfen.  

• Gefährdung der sozialen (Wieder-)Eingliederung der Täterschaft: Liegt eine Stellung-

nahme der Bewährungshilfe oder des Straf- und Massnahmenvollzugs vor, dass ein Regress die 

soziale Wiedereingliederung gefährden könnte, kann ganz oder teilweise auf den Regress ver-

zichtet werden.  

• Tod der Täterschaft: Ist die Täterschaft verstorben, ist ein Regress nicht durchsetzbar.  

• Fehlender Rechtsöffnungstitel: Liegt kein definitiver oder provisorischer Rechtsöffnungsti-

tel vor und ist dessen Erlangung nicht absehbar, ist ein Regress in der Regel nicht erfolgsver-

sprechend.  

Neben den Gründen, die in der Person der Täterschaft liegen, können auch schutzwürdige Interessen 

des Opfers oder seiner Angehörigen einen Regressverzicht rechtfertigen, insbesondere bei akuter oder 

wiederholter Gefährdung des Opfers (z.B. häusliche Gewalt, Beziehungsdelikte, anhaltende Abhängig-

keitsverhältnisse, befürchtete Eskalation oder ein erneuter Kontakt durch Regressmassnahmen).  

Wurde der Regress zunächst verzichtet oder vertagt, kann bei wesentlicher Veränderung der Sachlage 

(z.B. verbesserte finanzielle Situation der Täterschaft, Wegfall der Gefährdung) eine Wiederaufnahme 

des Verfahrens geprüft werden.  
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5.4. Durchführung des  Regresses  

5.4.1. Zeitpunkt und Einleitung 

Der Regress kann jederzeit innerhalb der geltenden Verjährungsfrist geltend gemacht werden (vgl. 

Kapitel 4). In der Regel wird das Verfahren unmittelbar nach Auszahlung einer Genugtuung oder Ent-

schädigung eingeleitet.  

Vor Einleitung sind folgende Punkte zu prüfen:  

• gesetzlicher Forderungsübergang nach Art. 7 OHG oder eine gültige Abtretung durch das Op-

fer, 

• Vorhandensein eines Rechtsöffnungstitels oder Möglichkeit, diesen mit vertretbarem Aufwand 

zu erlangen,  

• keine Gründe für einen Regressverzicht oder eine Vertagung gemäss Kapitel 5.3. 

Die Einleitung erfolgt aktenkundig unter Festlegung der weiteren Verfahrensschritte. 

5.4.2. Aufenthaltsabklärung  

Vor Kontaktaufnahme mit der Täterschaft ist deren Aufenthaltsort abzuklären, soweit dieser dem 

Straf- und Massnahmevollzug oder der Bewährungshilfe bekannt ist.  

Ist dies nicht der Fall, sind folgende Schritte vorgesehen:  

• Anfrage bei der Einwohnerkontrolle am zuletzt bekannten Wohnort,  

• Subsidiäre Kontaktaufnahme mit der Verteidigung der Täterschaft, sofern bekannt.  

Von der Nutzung elektronischer Telefonverzeichnisse ist abzusehen, da eine eindeutige Identifikation 

der Person in der Regel nicht gewährleistet ist. 

Kann der Aufenthaltsort nicht ermittelt werden, ist das weitere Vorgehen gemäss Kapitel 5.3 zu prüfen 

(Regressverzicht bzw. Vertagung). 

5.4.3. Zahlungsaufforderung  

Nach Abschluss der Aufenthaltsabklärung wird die schriftliche Zahlungsaufforderung an die Täter-

schaft gerichtet. Ist die Bewährungshilfe oder der Straf- und Massnahmenvollzug involviert, unterstützt 

diese bei der Festlegung der Zahlungsmodalitäten und übermittelt dem Fachbereich Opferhilfe die 

Rückmeldung.  

Die Zahlungsaufforderung enthält insbesondere: 

• Höhe der Regressforderung und rechtliche Grundlage, 

• Zahlungsfrist (in der Regel 30 Tage), 

• Hinweis auf die Möglichkeit von Ratenzahlungen, 

• Folgen eines fruchtlosen Fristablaufs (Mahnverfahren und Betreibung). 

Zahlungsbereitschaft und -fähigkeit sind angemessen zu berücksichtigen. 

5.4.4. Mahnung, Betreibungsandrohung, Betreibung  

Wird die Forderung innerhalb der Frist nicht beglichen oder erfolgt keine Rückmeldung, wird das 

Mahnverfahren eingeleitet. 

Bleibt die Forderung weiterhin unbezahlt oder wird die Zahlung verweigert, wird die Betreibung über 

den ausstehenden Betrag eingeleitet. Durchführung und Bewirtschaftung der Betreibung obliegen 

dem Amt für Finanzen des Kantons Solothurn. 

Liegt kein Rechtsöffnungstitel vor, sind Betreibungsmassnahmen in der Regel wenig erfolgverspre-

chend. In diesen Fällen ist erneut ein Regressverzicht oder eine Vertagung zu prüfen. 
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5.4.5. Ratenzahlung, Teilerlass, Erlass  

Kann die Täterschaft glaubhaft machen, dass eine sofortige Begleichung nicht möglich ist, kann eine 

Abzahlungsvereinbarung abgeschlossen werden. 

Bei Einbezug der Bewährungshilfe oder Straf- und Massnahmenvollzug wird die Zahlungsfähigkeit auf 

Grundlage eingereichter Unterlagen beurteilt. In anderen Fällen können folgende Nachweise verlangt 

werden:  

• Steuerveranlagungen, 

• Sozialversicherungsverfügungen, 

• Bestätigungen der Sozialhilfe, 

• weitere geeignete Nachweise zu Einkommen, Vermögen und laufenden Verpflichtungen. 

Die Abzahlungsvereinbarung regelt insbesondere: 

• Höhe und Fälligkeit der Raten, 

• Dauer der Abzahlung, 

• Folgen bei Zahlungsverzug, 

Bei Zahlungsverzug kann der ausstehende Gesamtbetrag erneut fällig gestellt und betrieben werden.  

6. Verjährung 

Die Haftpflicht- bzw. Regressansprüche des Kantons Solothurn verjähren grundsätzlich gemäss Art. 60 

OR. Erfüllt die schädigende Handlung einen Straftatbestand, findet die längere strafrechtliche Verjäh-

rungsfrist nach Art. 97 ff. StGB Anwendung. 

Für die Opferhilfe relevante Verjährungsfristen betragen insbesondere: 

• 7 Jahre bei einfachen Gewaltdelikten und Drohungen, darunter: einfache Körperverletzung 

(Art. 123 StGB), fahrlässige Körperverletzung (Art. 125 StGB), Angriff (Art. 134 StGB), Drohung 

(Art. 180 StGB), Nötigung (Art. 181 StGB), Ausnützung einer Notlage (Art. 193 StGB)  

• 15 Jahre bei schweren Gewalt- und Sexualdelikten, darunter: vorsätzliche Tötung (Art. 111 

StGB), Totschlag (Art. 113 StGB), schwere Körperverletzung (Art. 122 StGB), Raub (Art. 140 

StGB), Erpressung (Art. 156 StGB), Freiheitsberaubung und Entführung (Art. 183 StGB), sexuelle 

Handlungen mit Kindern (Art. 187 StGB), sexuelle Nötigung (Art. 189 StGB), Vergewaltigung 

(Art. 190 StGB)  

• 30 Jahre bei Mord (Art. 112 StGB) 

Bei bestimmten Straftaten gegen Kinder dauert die Verjährung mindestens bis zur Vollendung des 25. 

Lebensjahres des Opfers.  

6.1. Unterbruch der Verjährung  

Die Verjährung wird insbesondere unterbrochen durch:  

• Anerkennung der Forderung durch die Täterschaft (Art. 135 Ziff. 1 OR, Art. 137 Abs. 1 OR) 

• Teilzahlungen 

• Einleitung einer Betreibung (Art.135 Ziff. 2 OR) 

7. Inkrafttreten 

Diese Richtlinien treten am 1. April 2026 in Kraft und ersetzen die bisherigen Richtlinien vom Oktober 

2017. Mit Inkrafttreten verlieren alle vorherigen Regelungen zur Regressgeltendmachung ihre Gültig-

keit.  


